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Seine Sanitas ist bei weitem nicht die grösste Krankenkasse – aber CEO Andreas Schönenberger erhält mit Abstand den höchsten Lohn. Foto: PD

Die Klimaerwärmung sei nicht
menschengemacht und stelle kei-
ne Bedrohung dar, denn die Er-
wärmung fördere den Pflanzen-
wuchs: Das steht auf dem Flyer,
der dieserTage in allen Briefkäs-
ten landete. Das Klimagesetz sei
inWahrheit einVerbots- undVer-
armungsgesetz. Schuld daran:
«amerikanische Milliardäre».

Absender ist ein Komitee aus
Stäfa mit dem Namen «Rettung
Werkplatz Schweiz». Dieses tritt
nicht zum ersten Mal in Erschei-
nung. Schon in früheren Abstim-
mungskämpfen–etwazurDurch-
setzungs-undzurKonzernverant-
wortungsinitiative – ist es aktiv
geworden.Werverantwortlich ist,
lässt sich seinerWebsite nicht ent-
nehmen. Doch bei früheren Akti-
onenwurde bekannt,dass es sich
um Kurt Zollinger handelt, den
ehemaligen Präsidenten der SVP
Stäfa.

Zollinger streitet seine Betei-
ligung nicht ab, sagt aber, es gebe
«mehrere treibende Kräfte».Wer
das ist undwer dieAktion finan-
ziert, will Zollinger nicht preis-
geben: «Es sind viele.» Darunter
dürften auch Grossspender sein:
Allein der Versand kostet über
600’000 Franken, hinzu kom-
men die Druckkosten. Fachleute
schätzen die Gesamtkosten auf
rund eine Million.

«Immer schriller»
Die SVP beteiligt sich laut Zol-
linger nicht finanziell. Doch der
Inhalt seimit derMutterpartei ab-
gesprochen. Tatsächlich ist auf
derWebsite desWerkplatz-Komi-
tees auchdasArgumentariumder
SVPzu finden.Anders als auf dem
Flyer ist darin jedoch weder von
positiven Folgen des Klimawan-
delsnochvoneinerVerschwörung
von US-Milliardären die Rede.

SP-Co-Präsidentin Mattea
Meyer sieht im Flyer einen neu-
en Tiefpunkt im Abstimmungs-
kampf: «Den Gegnerinnen und
Gegnern fehlen offensichtlich

Argumente, da das Klimaschutz-
gesetz dieMenschen beimErsatz
von alten Öl- und Gasheizungen
finanziell entlastet. Deshalb grei-
fen sie zu immer schrillerenMit-
teln und Fake News.»

Doch geht die Strategie auf?
Politgeograf Michael Hermann
bezweifelt, dass die Gegner mit
dem«dubiosen» Komitee ihr Ziel
erreichen. Zwar könntenNeben-
komitees durchausWirkung er-
zielen, sagt er. Dafürmüsse aber
derName geschickt gewähltwer-
den.Die Sorge umdenWerkplatz
stehe zurzeit nicht im Vorder-
grund. Beim Inhalt macht Her-

mann ebenfalls «handwerkliche
Fehler» aus. «DieseAbstimmung
wird in der Mitte entschieden»,
sagt er. Wirkungsvoll wäre des-
halb ein Inhalt, der ein breiteres
Publikum anspreche – also auch
Personen, die nicht SVPwählten.
Das sei hier nicht der Fall. ImGe-
genteil: Der Inhalt des Flyers sei
noch radikaler und rechter als die
SVP-Nein-Kampagne.

Mehr Wirkung könnte laut
Hermann die Strategie des SVP-
Nein-Komitees entfalten. Dieses
suggeriert, bekannte Organisati-
onen und Personen bekämpften
das Gesetz. So verbreitet es mit
dem Logo des Mieterverbandes
das Zitat «Die Mieten werden
schon bald massiv ansteigen».
Der Mieterverband schrieb dazu
aufTwitter: «Was für eine Frech-
heit: (...) Wir sagen klar Ja zum
Klimaschutzgesetz.»

Charlotte Walser

Fake News aus Stäfa
in allen Briefkästen
Klimaschutz Gegner der Vorlage verschicken
einen Flyer. Wer steckt dahinter?

Zweite Umfragewelle In weniger
als einemMonat entscheidet die
Schweizer Stimmbevölkerung
über drei nationaleVorlagen: die
OECD-Mindestbesteuerung, das
Klimaschutzgesetz und das Co-
vid-19-Gesetz. Gemäss der zwei-
tenWelle der Abstimmungsum-
fragen von «20 Minuten» und
Tamedia verfügen alle drei Vor-
lagen über eine Ja-Mehrheit – al-
lerdings deutet die Dynamik im
Vergleich zur ersten Welle auf
eine abnehmendeUnterstützung
hin. Das Covid-Gesetz bildet die
Ausnahme.

Weiterhin sehr solide ist die
Zustimmung zurOECD-Mindest-
steuer für international tätige
Konzerne.DreiViertel, 75 Prozent,
sagen Ja dazu. Vor einem Monat
waren es noch 77 Prozent. Die
Vorlage geniesst in allenBevölke-
rungsgruppen und bei allen Par-
teien eine hohe Zustimmung.

Die beiden anderen Vorlagen
polarisieren stark.Dies sagen die
Politologen Lucas Leemann und
Fabio Wasserfallen, die mit ih-
rem Büro Leewas die Umfrage
durchgeführt haben.

Zwar befürworten immer
noch 55 Prozent das Klima- und
Innovationsgesetz.Das sind aber

drei Prozentpunkte weniger als
Ende April (58 Prozent). Die
Stimmabsichten verlaufen ent-
lang klarer parteipolitischer
Bruchlinien. Die Sympathisan-
tinnen und Sympathisanten der
SP, der Grünen und der Grünli-
beralen unterstützen die Vorla-
ge stark, jene derMittemehrheit-
lich. Die SVP-Basis hingegen
lehnt die Vorlagemit 86 Prozent
Nein deutlich ab. Bei der FDP ist
die Basis nach wie vor praktisch
hälftig gespalten: 46 Prozent sa-
gen Ja, 49 Prozent sind dagegen.

Wenige Unentschlossene
Die Verlängerung einzelner Be-
stimmungen zur Pandemiebe-
kämpfungvon Covid-19 bis Ende
2024 ist die einzige der drei Vor-
lagen, bei der die Zustimmung
zugenommen hat. Sie ist von 52
auf 56 Prozent gestiegen.Vergli-
chenmit der erstenUmfrage sind
die Unentschlossenen von 6 auf
2 Prozent geschrumpft. Die SVP-
Basis spricht sichmit 76 Prozent
Nein deutlich gegen das Covid-
Gesetz aus. Die Zustimmung ist
in der ältesten Altersgruppe mit
70 Prozent am höchsten.

Edgar Schuler

Zustimmung zum
Klimaschutzgesetz bröckelt

Iwan Städler

Viele Familien wissen kaum
mehr,wie sie die Krankenkassen-
prämien bezahlen sollen.Eswird
Jahr für Jahr schwieriger. In die-
sem Januar sind die Prämien um
durchschnittlich 6,6 Prozent ge-
stiegen. Und die nächste Hiobs-
botschaft folgt schon bald: Im
HerbstwirdGesundheitsminister
Alain Berset einenweiterenmar-
kanten Schub bekannt geben
müssen. Das ist aufgrund der
stark steigenden Gesundheits-
kosten bereits absehbar.

Kein Problemmit demBezah-
len der Prämien haben die Kran-
kenkassen-Chefs. Sie lassen sich
fürstlich entlöhnen, wie unsere
Übersicht zeigt.Die Zahlen stam-
men aus den Geschäftsberichten
für 2022, die kürzlich erschienen
sind. Dort müssen die Versiche-
rungen die Gesamtvergütung ih-
rer obersten Chefs ausweisen.
Einzig dieAssuramag ihre CEO-
Entschädigung für 2022 noch
nicht nennen. Bei ihr haben wir
daher auf dieVergütungvon 2021
zurückgegriffen.

Mit Abstand am meisten ver-
dient der Chef der Sanitas. Im
vergangenen Jahr erhielt er
956’486 Franken – rund doppelt
so viel wie ein Bundesrat und in
etwa gleich vielwie die Chefs von
SBB und Post.Nurhaben die bei-
den Bundesbetriebe viel mehr
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter als die Sanitas.

Auch innerhalb der Kranken-
kassen-Branche fällt Schönen-
bergers Entschädigung auf. Sie
liegt deutlich über den Cheflöh-
nen der Konkurrenz, obwohl die
Sanitas nicht einmal halb so vie-
le Grundversicherte hat wie die
CSS oder die Helsana. Die Grün-
de dafür behält die Krankenkas-
se für sich. Sie verweist lediglich

darauf, dass der Verwaltungsrat
über die Vergütung entscheide.

Andreas Schönenberger war
vor seinemWechsel in die Kran-
kenkassen-Branche Chef desTe-
lecomanbieters Salt. Sein Vor-
gänger bei der Sanitas verdiente
gut halb so viel wie jetzt dessen
Nachfolger.Auffällig ist der hohe
Pensionskassenbeitrag, den die
Sanitas für Schönenberger ent-
richtet. Er belief sich im letzten
Jahr auf 179’348 Franken undwar
damit in etwa gleich hochwie in
den Vorjahren. In unserer Über-
sicht ist dieser Betrag bereits be-
rücksichtigt, da wir bei allen
Krankenkassen-CEO die Ge-
samtentschädigung zeigen.

Saläre der Chefs
sollen gedeckelt werden
Sämtliche Chefs der zehn gröss-
ten Krankenkassen verdienen
mehr als ein Bundesrat (aktuell
468’276 Franken).Wobei bei die-
sem Vergleich Vorsicht ange-
bracht ist. Erhalten doch dieMit-
gliederderLandesregierungnach

ihremRücktritt eine grosszügige
Bundesratsrente.DerenFinanzie-
rung ist in der offiziellen Vergü-
tung nicht berücksichtigt. Eben-
so wenig wie weitere Annehm-
lichkeiten – etwa das kostenlose
SBB-Generalabonnement erster
Klasse.

Viele Parlamentarierinnenund
Parlamentarier stören sich anden
hohen Bezügen der Krankenkas-
sen-Chefs.DerNationalrat hat da-
her im letzten Herbst einen Vor-
stoss überwiesen, der die Löhne
deckelnwill.Künftig soll eineKas-
semaximal 250’000 Franken pro
Jahr entrichten dürfen – inklusi-
ve Vorsorgebeitrag und Neben-
leistungen.

UrheberdieserMotion ist SVP-
FraktionschefThomasAeschi.Da
sowohl die Linken als auch die
grosseMehrheit derSVPdemVor-
stoss zugestimmthaben, erreich-
te er imNationalrat eineMehrheit
von 113 zu 74 Stimmen.Auch ein-
zelne Mitte-Vertreter drückten
den Ja-Knopf – darunter Partei-
präsident Gerhard Pfister.

Der Bundesrat «kann die kriti-
sche Haltung betreffend einige
sehr hohe Entschädigungen
nachvollziehen». Ihmwiderstrebt
aberderEingriff in die unterneh-
merische Freiheit. Kommt hinzu,
dass die Versicherten ihre Kran-
kenkassewechseln können,wenn
sie die Entschädigung des CEO
für überrissen halten.

Undwas gilt für die privaten
Zusatzversicherungen?
Sollte auch der Ständerat dem
Lohndeckel zustimmen,wäre der
Bundesrat freilich verpflichtet,
diesen einzuführen.Die vorbera-
tende Gesundheitskommission
der kleinen Kammer empfiehlt
zwar die Motion zur Ablehnung,
will also den Lohndeckel nicht fix
bei 250’000 Franken festlegen.
Gleichzeitig sagt die Kommissi-
on aber Ja zu einer parlamenta-
rischen Initiative, die das Bestim-
men derHöhe desMaximallohns
dem Bundesrat überlässt. Auch
diesenVorstoss hat derNational-
rat bereits gutgeheissen.

«Die Kommission erachtet die
wachsendenEntschädigungen in
diesem geschützten Markt an-
gesichts der steigendenKranken-
kassenprämien als störend»,
schrieb sie gestern in ihrer Mit-
teilung. Die nationalrätliche Ge-
sundheitskommission kann nun
eineVorlage zurPlafonierung der
Cheflöhne ausarbeiten. Dabei
wird sie auch klären müssen, ob
der Deckel nur die Grundversi-
cherung umfassen soll oder auch
die Zusatzversicherungen der
Kassen. Bleiben die privaten Zu-
satzversicherungen frei, könnten
die Krankenkassenversucht sein,
die Differenz zum Maximallohn
auf diesemWeg auszuzahlen. Es
obläge dann denAufsichtsbehör-
den, allfälligeMissbräuche zuun-
terbinden.

Verdienen die Chefs
der Krankenkassen zu viel?
Parlamentarier fordern Lohndeckel Fast eine Million Franken erhält der Chef der Sanitas
pro Jahr – rund doppelt so viel wie ein Bundesrat. Doch nun regt sichWiderstand.
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*2021 (Angaben für 2022 fehlen noch)

Der CEO der Sanitas verdient mit Abstand am meisten

587’239
931’317
905’738

1’403’612
833’163

1’510’341
628’940
598’024
357’244
346’908

Andreas Schönenberger
Thomas Boyer
Ruedi Bodenmann
Roman Sonderegger
Reto Dahinden
Philomena Colatrella
Angelo Eggli
Nikolai Dittli
Thomas Harnischberg
Michael Willer

956’486
783’348
767’334
750’880
735’658
725’131
615’910
531’375
524’000
472’552

Anz. Grund-
versicherteKrankenkasse CEO

Entschädigung
2022, in CHF

Allein der Versand
kostet über
600’000 Franken,
hinzu kommen
die Druckkosten.

Lewin Lempert


